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Drucksache IV/ 3387 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes zur Förderung der Eingliederung der 
deutschen Landwirtschaft in den Gemeinsamen Markt 
(EWG-Anpassungsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Anpassungshilfen 

Zur beschleunigten Eingliederung der landwirt- 
schaftlichen Betriebe in den Gemeinsamen Markt 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) 
stellt die Bundesregierung auf die Dauer von 
10 Jahren zusätzlich zu den Mitteln gemäß § 6 des 
Landwirtschaftsgesetzes vom 5. September 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 565) Anpassungsbeihilfen in 
Höhe von jährlich mindestens 1,1 Mrd. Deutsche 
Mark in den Entwurf des Bimdeshaushaltsplans für 
das jeweilige Rechnungsjahr ein. 

§ 2 

Verteilung der Anpassungshilfen 

(1) Die nach § 1 bereitgestellten Mittel sind zum 
Ausgleich den* unterschiedlichen Kosten- und Wett- 
bewerbsverhältnisse innerhalb des Gemeinsamen 
Marktes sowie für die Anpassung der landwirt- 
schaftlichen Betriebe an die Erfordernisse des Ge- 
meinsamen Marktes zu verwenden. Sie sollen insbe- 
sondere in Ergänzung der nach § 5 des Landwirt- 
schaftsgesetzes von der Bundesregierung zu treffen- 
den Maßnahmen zur Verbesserung der Agrar- und 
Betriebsstruktur, zur Finanzierung des Marktstruk- 
turfonds sowie zur Verbesserung der sozialen Lage 
der in der Landwirtschaft tätigen Menschen und zum 
Ausgleich unterschiedlicher steuerlicher Belastungen 
dienen. 


(2) Die Lasten aus bereits durchgeführten oder 
noch einzuleitenden Maßnahmen zur Verbesserung 
der Landeskultur, insbesondere der Flurbereinigung, 
des Ausbaus der Wirtschaftswege, der Förderung 
wasserwirtschaftlicher und kulturtechnischer Maß- 
nahmen und der ländlichen Wasserversorgung sind 
durch zusätzliche Zinsbeihilfen und verlorene Zu- 
schüsse an die durch den Gemeinsamen Markt ve-r- 
änderten Verhältnisse anzupassen. Der Zinssatz der 
für diese Maßnahmen eingesetzten Darlehen ist des- 
halb auf mindestens 1 vom Hundert zu senken. Der 
Kapitaldienst darf 4 vom Hundert jährlich nicht 
überschreiten; zur Restfinanzierung sind verlorene 
Zuschüsse zu gewähren. 

(3) Der Kapitaldienst für die Aussiedlung, für die 
baulichen Maßnahmen in Altgehöften und für die 
Aufstockung landwirtschaftlicher Betriebe ist auf 
höchstens 30 Jahre zu begrenzen. Die Hektarbe- 
lastung nach Durchführung aller landeskulturellen, 
agrar- und betriebsstrukturellen Maßnahmen ist 
durch Einsatz verlorener Zuschüsse der nachhaltigen 
Kapitaldienstgrenze der Betriebe anzupassen. 

(4) Längerfristige Kreditmittel des freien Kapital- 
marktes, die der Besitzfestigung, der Binnenwasser- 
wirtschaft, Um- und Neubauten in landwirtschaft- 
lichen Betrieben oder dem Landarbeiterwohnungs- 
bau dienen, sind für den letzten Kreditnehmer auf 
einen Zinssatz von 1 vom Hundert zu verbilligen. Für 
die aufgeführten Maßnahmen sind neben den Zins- 
verbilligungszuschüssen Investitionsbeihilfen von 
15 vom Hundert der nachgewiesenen Kosten zu zah- 
len. Bei Vorliegen eines Betriebsentwicklungsvoran- 
schlages können auch Investitionsbeihilfen für son- 
stige Maßnahmen zur Verbesserung der Wirtschaft- 
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lichkeit landwirtschaftlicher Betriebe in gleicher 
Höhe gewährt werden. 

§ 3 

Sonstige Betriebsförderung 

Soweit die nach § 1 bereitgestellten Anpassungs- 
hilfen nicht für die in § 2 bestimmten Maßnahmen 
Verwendung finden, können sie den Inhabern land- 
wirtschaftlicher Betriebe für anpassungswirksame 
Betriebsinvestitionen, zur Verbesserung der sozia- 
len Sicherung oder zum Ausgleich wettbewerbsver- 
zerrender Belastungen gewährt werden. Der Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
wird ermächtigt, mit Zustimmung des Bundestages 
durch Rechtsverordnung die Art der Verteilung zu 
bestimmen. Die Gewährung dieser Mittel soll davon 
abhängig gemacht werden, daß der Betriebsinhaber 
einen betrieblichen Voranschlag aufstellt, aus dem 
sich die beabsichtigte Verwendung der Mittel er- 
sehen läßt. Es können Auflagen zur Betriebsauf- 
zeichnung und -beratung gemacht werden. 

§ 4 

Einkommensausgleich 

(1) Die durch Preisfestsetzung im Rahmen einer 
Marktordnung der EWG für landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse entstehenden Einkommensminderungen 
der Landwirtschaft sind zusätzlich in voller Höhe 
auszugleichen. Insbesondere sind die wegen der 
Herabsetzung der Getreidepreise von der EWG ge- 
währten Einkommenserstattungen für den Erlösaus- 
fall so aufzufüllen, daß keine Einkommensminderun- 
gen für die Landwirtschaft entstehen. 

(2) Für die Berechnung der Einkommensminderun- 
gen im Sinne des Absatzes 1 sind die aus dem nach 
§ 4 des Landwirtschaftsgesetzes zu erstattenden Be- 
richte über die Lage der Landwirtschaft unter Be- 
rücksichtigung der Grundsätze des § 5 dieses Geset- 
zes ermittelten Ertrags- und Aufwandsrechnungen 
maßgebend. 

§ 5 

Ergänzung des Grünen Berichts 

Die Bundesregierung hat in dem gemäß § 4 des 
Landwirtschaftsgesetzes von ihr zu erstattenden Be- 
richt über die Lage der Landwirtschaft in einem be- 
sonderen Abschnitt Feststellungen zu treffen, ob und 


inwieweit Einkommensminderungen durch Preisfest- 
setzungen im Rahmen einer Marktordnung der EWG 
für landwirtschaftliche Erzeugnisse entstanden sind. 
Diese Feststellungen sind nach Betriebsgröße, 
Typen, Systeme und Wirtschaftsgebieten aufzuglie- 
dern. 

§ 6 

Verteilung der Einkommenserstattung 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten wird ermächtigt, durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundestages die Vertei- 
lung der zum Ausgleich der gemäß § 5 dieses Ge- 
setzes festgestellten Einkommensminderung erfor- 
derlichen Mittel zu regeln. 

§ 7 

Personenkreis 

(1) Landwirtschaftliche Betriebe im Sinne dieses 
Gesetzes sind Betriebe, die nach § 1 des Gesetzes 
über die Altershilfe für Landwirte vom 27. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 1063), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 23. Mai 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 353), 
eine auf Bodenbewirtschaftung beruhende Existenz- 
grundlage bilden oder deren Inhaber ihren Lebens- 
unterhalt überwiegend aus land- und forstwirtschaft- 
lichen Betrieben beziehen. 

(2) Ausgeschlossen von der Förderung nach die- 
sem Gesetz sind Betriebe oder Betriebszweige, die 
nach den geltenden steuerlichen Vorschriften als 
Gewerbe anzusehen sind. 

§ 8 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 9 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1966 in Kraft. 


Bonn, den 11. Mai 1965 


Dr. Barzel und Fraktion 



